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1.
Entwicklungsziele und Strukturplanung des Fachbereichs im Überblick
a)
Eckpunkte

Der Fachbereich Rechtswissenschaft hat mit Beschluss seines Fachbereichsrates vom 27. Mai 1998 seinen Strukturplan letztmals aktualisiert. In Übereinstimmung damit wurden im Sommersemester 2001 Entwicklungslinien für den HEP 1 formuliert. Die darin fixierten Ziele, insbesondere die Schwerpunkte in Forschung und Lehre, sind nach wie vor maßgeblich. Daneben wird der Fachbereich seine Strukturplanung und deren Umsetzung der Änderung der Juristenausbildung durch das Deutsche Richtergesetz (Fassung vom 1. Juli 2003) anpassen. Der Hauptstudiengang zum 1. Examen wird durch Zwischenprüfung (ab 2002/2003), ergänzenden Stoff (ab 2003/2004) und eine völlig neue Universitätsprüfung in bestimmten Schwerpunkten (ab ca. 2006) erheblich geändert. In diesem Zuge ist auch mit einer erheblichen Erhöhung des Curricularnormwertes zu rechnen. Die Konsequenzen für die personelle Struktur werden im Lichte der neuen Studienordnung, gewonnener Erfahrungen (auch mit der Entwicklung von Studierendenstrukturen) sowie belastbarer Planungsgrundlagen hinsichtlich des Fachbereichsbudgets erst in einigen Jahren gezogen werden können. Der Fachbereich erfreut sich nach wie vor einer hohen Beliebtheit bei den Studienanfängern. Soweit dies die Kapazitäten übersteigt, müssen geeignete Instrumente entwickelt werden.

Inhaltlich hält der Fachbereich seine dreifache Zielorientierung an Grundlagen, Interdisziplinarität und Internationalisierung fest (s. Strukturplan und Entwicklungslinien). Sie sind zukunftsträchtig, erfolgreich verankert und entwicklungsfähig: siehe zu Internationalisierung unter 1.b) (2), 2.b) (1-4), 3.a),b); zur Interdisziplinarität unter 1.b) (2), 1.c) (3), 2.b) (1, 2, 5, 6); zur Grundlagenorientierung unter 1.c), 2.b) (1, 6, 7). Reputation und Erfolg des Fachbereichs, insbesondere auch bezüglich Drittmitteln, können nur im Vergleich zu anderen juristischen Fachbereichen beurteilt werden. Der Fachbereich kann sich ohne weiteres messen mit den größten deutschen rechtswissenschaftlichen Konkurrenten in München, Köln und Münster. Diese verfügen inzwischen zwar bei vergleichbarer Studierendenzahl über größere personelle und fachliche Ressourcen (31-33 Professuren/Mai 2003), liegen aber im vergleichenden Ranking bei genauerer Betrachtung nicht vor uns (s.u. 7.b)).

Der Fachbereich begrüßt die Zielvereinbarung nicht zuletzt als Chance, eine in wesentlichen äußeren Bedingungen sehr negative Entwicklung umzukehren. Er unternimmt seine Planung aus einer vergleichsweise ungünstigen Lage. Zum einen sind seine Aufgaben in Lehre, Studium und Prüfung seit langem weitestgehend extern bestimmt durch einen Staatsexamensstudiengang. Diese an sich schon ungünstige Fesselung hat sich drastisch verschärft durch rückläufige Ressourcen. Die Annahmen und Hoffungen des Strukturplans 1998 und der Entwicklungslinien 2001 sind gerade im Bereich Betreuungsrelation und Studienbedingungen Makulatur geworden. Personal- und Sachbudget sind rückläufig bei i.w. gleichbleibenden Lasten selbst bei den Studierendenzahlen. Was einst Überlast war, wurde Normallast und Mehrlast. Die Aufgaben verteilen sich auf 28 statt 38 Professuren 1993 (s. eigene Aufstellung und Mitteilung Ullmann vom 24. November 2003). Auch Mitarbeiterstellen (2 in 2003) und Sekretariatsstellen (2,5 in der Zeit von 1999-2001 und 0,5 in 2003) wurden abgegeben oder mussten für neue Verwaltungslasten verwendet werden (z.B. für die EDV). Unser „Großgerät“ wären die Bibliotheken, sie haben ebenfalls gelitten. Im Ergebnis wurde und wird dadurch auch die einzig „freie“ Ressource Forschungskräfte schwer belastet und ungleich schwerer als in freieren Fächern. Die wachsende Bevorzugung vorzeitiger Emeritierungen am FB wird vor allem so begründet. All das hemmt auch die Kräfte für Projekt- und Drittmittelaktivitäten. Diese Entwicklung der Ressourcen hält bekanntlich an, auch mit Stellenabgaben. Die Zielvereinbarung gibt Hoffnung, dennoch den Raum für Profilierung durch Forschung und intensivere Lehre wieder erweitern zu können, zumal wenn sie auch die äußeren Randbedingungen achtet. Hoffnungen knüpfen sich an eine Erhöhung der CNW-Werte im Zuge des neuen Studiengangs. Innovationsmittel können manches Grunddefizit mildern. Schwerpunktbildung erleichtert jetzt endlich der neuzuschaffende Studiengang mit Universitätsprüfung. Schwerpunkte und Profilierung können nun und müssen auch für Forschung und Lehre im Kern koordiniert sein, da die Bewältigung zusätzlicher Aufgaben mit kleineren Ressourcen aussichtslos wäre.


Der Fachbereich wird seine Strukturplanung im Laufe des Jahres 2006 umfassend überprüfen, wenn die ersten Erfahrungen mit dem neuen Schwerpunktstudium vorliegen.

b)
Lehre und Studium

(1) Im Studiengang zum Ersten Juristischen Staatsexamen studieren derzeit 4.082 Studierende, im Nebenfach ca. 250. Die Kapazität des Fachbereichs für Neuaufnahmen ist derzeit 640 im Jahr. Die Betreuungsrelation (Professor/innen: Studierende) liegt bei ca. 1:160 und stellt damit die zweitschlechteste Betreuungsrelation vergleichbar großer rechtswissenschaftlicher Fachbereiche in Deutschland dar. Nach der im Wintersemester 2003/2004 zu erwartenden Änderung des Hessischen Juristenausbildungsgesetzes wird der Fachbereich seine Studienordnung erneut umgestalten. Vor allem werden das sog. Schwerpunktstudium und Angebote für sog. Schlüsselqualifikationen zu schaffen sein. Beides hat wegen neuer Pflichtleistungen besonderes Gewicht.

Eine besondere Chance sieht der Fachbereich in dem sich abzeichnenden, durch das Herausfallen des Jurastudiums aus der ZVS verstärkten Wettbewerb der Rechtsfakultäten um die Studierenden, eine große Aufgabe angesichts der im Vergleich schlechten Betreuungsrelation. Die Chance, ein noch deutlicheres Profil zu entwickeln, soll energisch ergriffen werden. Sie liegt zum einen in der gleichgewichtigen Akzentuierung einerseits grundlagenbezogener und eher „theoretischer” und interdisziplinärer Schwerpunkte sowie andererseits eher „praktischer”, wirtschaftsorientierter und internationaler Gegenstände gemäss unserer dreifachen Zielorientierung (Grundlagen, Interdisziplinarität, Internationalität) (s. Strukturplan). Zum anderen muss ein seriöses Angebot zu den Schlüsselqualifikationen ganz neu angesetzt werden.


Der Fachbereich wird die neue Studienordnung im Laufe des Wintersemesters 2003/04 beschließen. Diese wird das neue Schwerpunktstudium mit der großen Aufgabe der Universitätsprüfung ausgestalten und die Voraussetzungen für die dringende Erhöhung des CNW schaffen, die Geschäftsgrundlage der Reform war und ist. Inhaltlich wird sie die Schwerpunkte wahren, welche der Fachbereich bereits in seinen Entwicklungslinien beschrieben hat. Die Umsetzung neuer CNW-Werte bedarf besonderer Aufmerksamkeit und Unterstützung. Sollten die Bewerberzahlen weiterhin weit über der Kapazität liegen, müssen dafür Lösungen entwickelt werden über die ZVS hinaus.


Für die juristischen Schlüsselqualifikationen, zu denen insbesondere juristischer Sprachunterricht in Englisch, Französisch, Spanisch und Italienisch gehören soll, beabsichtigt der Fachbereich, bis zum Sommersemester 2005 ein eigenes Lehrprogramm zu schaffen, welches auch mit dem Schwerpunktstudium verknüpft wird.

Insbesondere wegen der neuen Universitätsprüfung, aber auch wegen der bereits ab 2002/2003 gebotenen Zwischenprüfung hat der Fachbereich ein Prüfungsamt geschaffen. Dies ist in seinen Grundzügen schon, zu Lasten der übrigen Aufgaben, geleistet, es bedarf aber der personellen Verstärkung, wenn die Universitätsprüfungen in den Schwerpunkten hinzukommen. Für den schon angesprochenen Aufbau eines Prüfungsamtes werden Fachbereich und Universitätsleitung bis Ende 2004 klären, ob und gegebenenfalls wie eine unterstützende, fachbereichsübergreifende Lösung verwirklicht werden kann. In anderen Fällen, etwa für den Fachbereich 02 wurden früher für die Prüfungsämter Stellen aus dem zentralen Etat geschaffen. Das ist derzeit nicht möglich. Man wird sich aber um entsprechende Wege zum Ausgleich dieser Zusatzlast bemühen. Dabei wird davon ausgegangen, dass das Prüfungsverwaltungssystem HIS-POS benutzt werden kann.


Der Fachbereich ist selbstverständlich bereit, sich an einer Prüfung zu beteiligen, inwieweit Kooperationen hier zu wirtschaftlicheren Lösungen führen können, und wird gegebenenfalls solche Lösungen mit umsetzen. Er braucht zugleich Unterstützung für die neue Aufgabe.

(2) Neben dem Studiengang zum Ersten Juristischen Examen bietet der Fachbereich im Sinne der Ziele Internationalität und Interdisziplinarität die folgenden sieben Aufbau- und Weiterbildungsstudiengänge an:

- Aufbaustudiengang für im Ausland graduierte Juristinnen und Juristen (LL.M.)

- Aufbaustudiengang für Europäisches und Internationales Wirtschaftsrecht (LL.M. Eur.)

- Weiterbildungsstudiengang Law and Finance (LL.M. Finance)
- Promotionsstudiengang Internationales Forschungskolleg Rechtsgeschichte (auch mit Historikern

- Beteiligung der Rechtshistoriker am Studiengang Wissenschaftsgeschichte (mit Philosophen, Philologen, Historikern usw.)

- Beteiligung am Studienprogramm Frauenstudien/Gender Studies (mit den Fachbereichen 03, 04 und 10)

- Diplomstudiengang im französischen Recht mit der Université Lumière Lyon 2. 

Der Fachbereich wird diese Studiengänge beibehalten und in Anlehnung an seine Schwerpunkte weiterentwickeln. Sie unterstützen die Profilierung im Sinne der Strukturziele. Insbesondere wird der Fachbereich prüfen, ob diese Studiengänge untereinander und mit dem grundständigen Studiengang zum Ersten  Juristischen Examen sinnvoll verzahnt werden können. Diese Prüfung und gegebenenfalls daraus folgende Änderungen der Studienordnungen sollen bis Ende 2006 abgeschlossen sein.

c)
Forschung
(1) In seinen Entwicklungslinien und im Strukturplan hat der Fachbereich sechs Forschungsschwerpunkte formuliert, welche die traditionellen Grenzen zwischen Privatrecht, öffentlichem Recht und Strafrecht überschreiten. Hierauf wird Bezug genommen. Vor allem in den sechs Feldern

-
Grundlagen des Rechts in Geschichte, Philosophie, Theorie, Soziologie und Methodenlehre;

-
Internationalisierung und Europäisierung des Rechts, d.h. Internationale Beziehungen, Völkerrecht, Völkerstrafrecht, Europäische Union, IPR, Internationales Wirtschaftsrecht, transnationale Regime, Rechtsvergleichung;

-
Soziale Transformationsprozesse in Arbeit, Wirtschaft und Lebenslagen, d.h. Arbeitsrecht, Sozialrecht, Familienrecht;

· Steuerung wirtschaftlicher, technologischer und sozialer Prozesse durch Recht, d.h. soziale und kulturelle Prozesse, Wirtschaft und Umwelt, Finanzen und Steuern, Medien und Telekommunikation;

· Law and Finance, d.h. Kapitalmarktrecht, Gesellschaftsrecht, Versicherungsrecht, Währungsrecht und Finanzaufsicht, Recht und Ökonomie;

· Kriminalwissenschaften und ihre Grundlagen, d.h. Strafrecht einschließlich internationales Strafrecht, Prozessrecht, Vollzug, Jugendstrafrecht, Kriminologie, Strafrechtsphilosophie und -geschichte im Zusammenhang

will der Fachbereich sein Profil in Kompetenz und Niveau weiterentwickeln und in den entsprechenden, in den Entwicklungslinien benannten, organisatorischen Strukturen ausbauen. 

Welche Schwerpunkte langfristig besondere Betonung verdienen, muss im Zusammenhang mit der Neubesetzung etlicher Professuren bewertet werden, die läuft oder bevorsteht, nämlich zwei im Öffentlichen Recht, vier im Zivilrecht. Die Gewichtung hängt nicht zuletzt ab von erfolgreichen Forschungsprojekten, Einwerbung von Graduiertenkollegs, Forschergruppenmitteln u.ä. Erfolgen (unten 2.).

(2) Das Profil der Forschung entwickeln die einzelnen Forscherpersönlichkeiten. Eine systematische Bestandsaufnahme dazu muss noch geleistet werden. Sie entsprach bisher nicht der individuell zurückhaltenden Fachkultur. Derzeit kann hier nur Einzelnes hervorgehoben werden. Im Strafrecht spricht man schon lange von einer „Frankfurter Schule“, die sich durch ein besonders kritisches und theoretisch-grundlagenorientiertes Niveau auszeichnet. In diesem Sinne wird z.B. jedes Semester ein gemeinsames wöchentliches Seminar aller Strafrechtler mit vielen nationalen und internationalen Gästen veranstaltet, das große Ausstrahlung hat. Im einzelnen besteht eine besondere Beteiligung an grundlegenden neuen Kommentarwerken als Redaktoren oder an internationalen Projekten wie der Einrichtung der Justiz und Staatsanwaltschaft in Chile oder an Projekten im Bereich der modernen Kriminologie und am renommierten Institut für Sozialforschung. In der Rechtsgeschichte sind die „Frankfurter“ nicht erst seit Coing ein Begriff. Hier laufen neben dem Internationalen Forschungskolleg zumeist Drittmittel-gestützte internationale Forschungen zum Römischen Recht, zum Handelsrecht im Mittelalter, insbesondere zu den Kaufleuten und ihrem Recht im vormodernen Europa, zur Tätigkeit der Reichsgerichte im Alten Reich, zur kritischen Edition der Schriften Max Webers, zur Rechtsgeschichte und juristischen Zeitgeschichte seit 1945, zu Naturrecht und Rechtsphilosophie als Fächer im späten 19. Jahrhundert, zu Recht und Ökonomie im späten 19. Jahrhundert, zum angelsächsischen Recht im späten Mittelalter, zu den Prinzipien des BGB in historisch-kritischer Perspektive, zum Dienstvertragsrecht des BGB in historisch-kritischer Perspektive und zur Wissenschaftsgeschichte des Rechts, auch im Zusammenhang mit dem hiesigen „Netzwerk Wissenschaftsgeschichte“ (Prof. K. Reichert u.a.). Im Zivilrecht bestehen Beteiligungen an allen führenden Kommentaren mit großen Beiträgen, grundlegende Beiträge zur Umweltpolitik mit Sitz in entsprechenden Kommissionen und Realisierung entsprechender Projekte wie etwa zur „Regulierung niedriger Dosen gefährlicher Stoffe“, zu globalem Recht für grenzüberschreitende Schuldverträge zwischen Unternehmen und Verbrauchern im elektronischen Geschäftsverkehr und im Versicherungsrecht, zu Fragen der Medien und juristischen Kommunikation, zur Erstellung von Restatements im amerikanischen Recht, usw. Im Öffentlichen Recht wird mit der Neubesetzung der europarechtlichen und der völkerrechtlichen Professur und mit der damit verbundenen Realisierung des Wilhelm-Merton-Zentrums für europäische Integration und internationale Wirtschaftsordnung ein kräftiger Akzent in Richtung Europa- und Völkerrecht fortgeführt und verstärkt. Im Zusammenhang damit laufen weiter Untersuchungen zum Regieren in der EU, zum rechtlichen Zusammenhalt der EU, zur völkerrechtlichen Souveränität, zur Gesundheitspolitik in Europa und Sozialrecht, zu Geschlechterfragen im Recht usw. Seit längerem bildet das Sozialrecht den Vereinigungspunkt für Forschungen und Vortragsserien.

(3) Die internationale und interdisziplinäre Komponente wird durch intensive Kontakte der jeweiligen Forscherpersönlichkeiten, etwa zu England durch die Verbindung zur London School of Economics oder zu den USA durch die Teilprofessur in Tulane und Philadelphia, oder durch das Internationale Forschungskolleg und auf ähnlichen Wegen in vergleichsweise umfassender Weise vorangetrieben. Eine institutionalisierte Doppelprofessur zwischen Deutschland und USA, ein Internationales Forschungskolleg und eine eigens international ausgerichtet Gastdozentur gehören in dieser institutionellen Verankerung zu deutschlandweiten Besonderheiten. Der Fachbereich ist darüber hinaus an mehreren Universitätszentren aktiv beteiligt, so insbesondere am ZENAF und am Cornelia Goethe Centrum für Frauenstudien und die Erforschung der Geschlechterverhältnisse, einschließlich des damit verbundenen Studienprogramms. Regelmäßige Verbindungen bestehen ferner mit der Universität nahe stehenden Institutionen, so z.B. mit dem Institut für Sozialforschung und mit dem ILF.


Der Fachbereich wird seine Forschungsleistungen im Sinne der neuen Darstellungsweisen besser dokumentieren und dies jährlich fortschreiben.

2.
Einzelmaßnahmen, welche im Wege der Anschubfinanzierung durch die Universitätsleitung gefördert werden
a)
Lehre und Studium

Für den schon angesprochenen Wettbewerb der Rechtsfakultäten um geeignete Studierende sieht der Fachbereich auch in der Konzentration auf Schlüsselqualifikationen und der insoweit in der Lehre praktizierten Einbeziehung besonders ausgewiesener Praktiker(innen) eine spezifische Frankfurter Chance. Sowohl für den Sprachunterricht als auch für Themen wie „Mediation“ oder „Verhandlungsführung“ oder „Rhetorik“ oder Aktivitäten wie „Moot Courts“ oder Praxisverknüpfungen nach dem Muster der angelsächsischen „Clinic” bieten die bestehenden und noch weiter zu entwickelnden Kontakte zur hiesigen Rechts- und Finanzpraxis ausgezeichnete Voraussetzungen. Die derzeit durchweg unentgeltlichen Lehraufträge genügen freilich als Instrumente nicht.


Diese Angebote beabsichtigt der Fachbereich daher in einem eigenen Fachbereichszentrum für Schlüsselqualifikationen und juristische Fremdsprachenausbildung zu bündeln und zu systematisieren. Sprachunterricht, Vermittlung von Querschnittsqualifikationen („soft skills”) sowie praxisorientierte Veranstaltungen sollen, auch in Ergänzung zu den Schwerpunktbereichen, ständiger Teil des Curriculums sein, wie es die Reform auch vorsieht. Dafür müssen spezifische, derzeit noch nicht vorhandene, fachliche und administrative Instrumente und Kapazitäten geschaffen werden. Dann wird die Reform zur Chance statt zur Last.


Als Unterstützung für diese Innovation im Bereich Lehre und Studium wird dem Fachbereich aus den Innovationsmitteln der Universität ein Betrag in Höhe von 150.000 EURO (entspr. einer Stelle BAT IIa für drei Jahre) zur Verfügung gestellt.


Der Fachbereich wird nach Ablauf der drei Jahre über die Aktivitäten des Zentrums und über die Teilnahme der Studierenden berichten.

b)
Forschung

In der Forschung und Nachwuchsförderung wird der Fachbereich in insgesamt vier Bereichen aus Innovationsmitteln der Universität unterstützt.


(1) Die International Research School for Comparative Legal History erhält seit 2002 Mittel für Stipendien (2 Stipendien BAT IIa/2, 54.000 €). Dies wurde im Gefolge des langjährigen Graduiertenkollegs und im Zusammenhang der Bleibeverhandlungen mit Prof. Dr. Cordes und der Vereinbarung mit der Max-Planck-Gesellschaft bereits 2002 im Vorgriff auf diese Zielvereinbarung festgelegt.


(2) Als Teil der Anschubfinanzierung für das Institute for Law and Finance (ILF) im House of Finance wird der Aufbau einer Abteilung Versicherungsrecht und Finanzdienstleistungsaufsichtsrecht gefördert. Die Einzelheiten wurden 2002 im Rahmen der Bleibeverhandlungen mit Prof. Dr. Wandt festgelegt. Entsprechend dieser Vereinbarung wird das Bibliotheksbudget des Fachbereichs ab 2008 um jährlich 10.000 € für die versicherungsrechtliche Bibliothek erhöht.

Darüber hinaus wird das ILF im Rahmen der Zielvereinbarung der Universität mit dem Land Hessen gefördert (100.000 € plus Renovierungskosten für das Gebäude).

(3) Im Zuge der Beendigung des Großprojekts „Ausländisches und Internationales Wirtschaftsrecht“ (AIW) hat das Präsidium eine zweckgebundene Sonderzuweisung für Bibliotheksmittel des Instituts für Rechtsvergleichung in Höhe von € 10.000,- jährlich für die Jahre 2003 bis 2006 beschlossen (Beschluss des Präsidiums vom 12. November 2002).

(4) Für das Wilhelm-Merton-Zentrum für europäische Integration und internationale Wirtschaftsordnung ist in der Zielvereinbarung der Universität mit dem Land ein Anfinanzierungsbetrag von 300.000 EURO vorgesehen. Davon steht der überwiegende Teil (urspr. 210.000 €) dem Fachbereich u.a. für die Ausstattung der beiden Professuren am Merton-Zentrum zur Verfügung. Der FB hat diesem Zentrum zwei im Berufungsverfahren befindliche Professuren C4 (für Öffentliches Recht mit einem Schwerpunkt im Europarecht und für Öffentliches Recht mit einem Schwerpunkt für Völkerrecht), eine Juniorprofessur und eine Stelle C1 zugeordnet. Der Fachbereich wird ein neues Konzept für das Zentrum vorlegen im Zusammenwirken mit den alsbald neu Berufenen.


Die Umsetzung der vorliegenden Zentrumsplanungen und die Unterstützung mit Landesinnovationsmitteln werden im Wintersemester 2003/04 im Rahmen der anstehenden Berufungsverhandlungen konkretisiert werden.

(5) Darüber hinaus läuft die Bewerbung der Johann Wolfgang Goethe-Universität um drei Stiftungsprofessuren der Stiftung „Geld und Währung“. Der Fachbereich ist daran energisch beteiligt mit Blick auf eine Stiftungsprofessur (für Geld-, Währungs- und Notenbankrecht). Diese drei Stiftungsprofessuren werden integraler Bestandteil des House of Finance sein. Der Antrag auf Bewerbung um die drei Stiftungsprofessuren ist bereits gestellt. Die Begehung erfolgt am 11. November 2003 und wird derzeit von den beteiligten Fachbereichen 1 und 2 vorbereitet. Der Fachbereich Rechtswissenschaft verspricht sich von diesem Projekt eine wesentliche Stärkung des Schwerpunktes „Law and Finance“ und wird das Projekt in Zusammenarbeit mit dem Fachbereich Wirtschaftswissenschaften und dem Präsidium nachhaltig vorantreiben.

(6) In Verbindung mit der Stärkung des Fachbereichs durch „ILF“, „Merton-Zentrum“ und evtl. „Geld und Währung“ kann man davon ausgehen, dass auch ein Graduiertenkolleg dazu in Gang kommt.

(7) Im Bereich Europäisches Strafrecht ist ein Graduiertenkolleg in Rücksprache mit der DFG unmittelbar vor dem Antragsstadium.

3.
Internationalisierung von Forschung und Lehre
a)
Studium und Lehre

Im Hauptstudiengang zum Ersten Juristischen Examen steht naturgemäß das nationale positive Recht im Mittelpunkt. Die Internationalisierung kann vor allem gefördert werden durch den Einschub von Auslandssemestern in das Studienprogramm der Frankfurter Studierenden und durch entsprechende Aufenthalte ausländischer Studierender hier. Der Fachbereich kooperiert im Rahmen des SOKRATES-Programms mit den folgenden sieben ausländischen Hochschulen:

· University of Leicester, Großbritannien

· Université de Paris X (Nanterre), Frankreich

· Université Lumière Lyon 2, Frankreich

· Università degli studi di Milano, Italien

· Universidad Autónoma Madrid, Spanien

· Universitet Linköping, Schweden

· National and Kapodistrian University Athen, Griechenland

In diesem Rahmen studierten im Studienjahr 2002/2003 21 Studierende des Fachbereichs im Ausland und 25 ausländische Studierende am hiesigen Fachbereich. Im Rahmen des Austauschprogramms mit der Université Lumière Lyon 2 führt der Fachbereich ein Studienprogramm im französischen Recht durch. Lyon bietet ein entsprechendes Studienprogramm im deutschen Recht an. Lehrende der Universität Lyon 2 halten Veranstaltungen in französischer Sprache hier und Lehrende des hiesigen Fachbereichs halten Veranstaltungen in deutscher Sprache dort ab. Die deutschen Teilnehmer/innen schließen mit dem Erwerb eines Diploms zum französischen Recht ab und die französischen Teilnehmer/innen erwerben ein entsprechendes Diplom im deutschen Recht.

Daneben gibt es die folgenden Auslandskooperationen mit Bezug zu Studium und Lehre:

· University of Florida, Gainesville, USA (Einzelaustausch)

· Università degli Studi di Pisa, Italien (Stipendien)

· Scuola Superiore di Studi Universitari e di Perfezionamento S. Anna, Pisa, Italien (Stipendien)

· Universität Vilnius, Litauen (Stipendien).


Der FB beabsichtigt, die Lehrkooperationen mit dem Ausland zu überprüfen und gegebenenfalls weniger erfolgreiche Felder durch neue Kooperationen zu ersetzen.

b)
Forschung

In der Forschung basieren vielfältige Auslandskooperationen auf persönlichen Verbindungen der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer. Spezifische und vertraglich geregelte Forschungskooperationen bestehen mit

· University of Florida, Gainesville, USA

· Columbia University, School of Law, New York

· Southwest University of Political Science and Law, Chongqing, VR China.

· Università degli Studi di Padova

· Università degli Studi di Ferrara (in Vorbereitung).

Die Kooperation mit Chongqing hat bereits zur dortigen Gründung eines Zentrums für deutsches Recht und zu mehreren wissenschaftlichen Tagungen geführt. Mit der China University of Political Science and Law, Peking (VR China), finden derzeit Gespräche für eine längerfristige, Forschungs- und Lehrkooperationen verknüpfende Verbindung statt.

Im Sommersemester 2003 wurde eine Kooperation über ein gemeinsames Promotionsbetreuungsverfahren mit der Facoltá di Scienze politiche der Università degli Studi di Padua vereinbart.


Auch hinsichtlich der Forschungskooperationen wird der Fachbereich bis 2006 Intensität und Resultate evaluieren und gegebenenfalls Konsequenzen ziehen.

4.
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses
Der Fachbereich hat im Studienjahr 2002/2003 56 erfolgreiche Promotionsverfahren und 4 Habilitationsverfahren durchgeführt. Es kann davon ausgegangen werden, dass die Frequenzen auch in Zukunft vergleichbar sein werden. Zielzahlen werden nicht verabredet, da die Qualität der entsprechenden Leistungen weiterhin Vorrang vor der Menge hat. Jedenfalls liegt der Fachbereich damit auf sehr hohem Niveau im nationalen Rahmen.

Nachwuchsförderung betreibt der Fachbereich auch mit dem Graduiertenkolleg der International Research School for Comparative Legal History. Stipendiatinnen und Stipendiaten aus dem In- und Ausland nehmen seit vielen Jahren an diesem Graduiertenkolleg teil, inzwischen mehrheitlich mit Stipendiaten aus ganz Europa.

Als spezifisches Instrument zur Förderung herausragender junger Wissenschaftler hat der Fachbereich schon in der Vergangenheit mit klarem Erfolg C1-Stellen für von Professuren unabhängige Lehre und Forschung zur Verfügung gestellt und damit das eigentliche Ziel der neuen Juniorprofessuren kontinuierlich verwirklicht.


Dies wird auch in Zukunft mit mindestens 5 Stellen fortgesetzt werden. Die Nachwuchsförderung in diesem Bereich bedarf der Verstärkung.

Inwieweit solche Stellen in Juniorprofessuren umgewandelt werden und inwieweit erforderliche Stellenkürzungen auch diesen Bereich erfassen müssen, wird künftigen Planungen zu überlassen sein, insbesondere auch mit Rücksicht auf das noch offene Landesrecht und die Verfassungsklage zum Rahmenrecht.

5.
Frauenförderung

Der Anteil der Frauen bei den einzelnen Gruppierungen beträgt derzeit: 

- Studierende: 48,30 %

- Hilfskräfte mit Abschluss: 48,50% (nach Köpfen)

- Wissenschaftliche Mitarbeiter/innen: 39,50 % (nach Personalkapazität bzw. Stellenanteilen)

- Wissenschaftliche Assistenten/innen: 50,00 % (nach Personalkapazität bzw. Stellenanteilen)

- Professoren/innen: 9,37 %

- Promotionen im Studienjahr 2002/2003: 39,28 %

- Habilitationen im Studienjahr 2002/2003: (-)

Der Fachbereich beschloss bereits vor Verabschiedung des Gleichstellungsgesetzes seinen Frauenförderplan (24. Juni 1992) und wählte seine erste Fachbereichsfrauenbeauftragte. Damit unterstrich er die Notwendigkeit, Frauen verstärkt in hochwertige wissenschaftliche Positionen zu berufen. Dies wurde bei den C1-Stellen erreicht. Erfreulich ist auch der Anstieg des Anteils der Frauen bei den Promotionen. Ansonsten besteht Handlungsbedarf. Insbesondere bei der Förderung des weiblichen Nachwuchses für den Hochschullehrerberuf ist das gewünschte Ziel noch nicht erreicht: Während heute über 40 % der Absolventen des Studiums der Rechtswissenschaft weiblich sind und auch die Anzahl der Doktorandinnen auf erfreuliche 39 % gestiegen ist, liegt die Zahl der Habilitandinnen unter 50 %. Von den 33 habilitierten Kandidatinnen und Kandidaten der letzten 10 Jahre waren nur 7 weiblich (21,21 %), freilich bedeutet das im deutschen und internationalen Vergleich schon ziemlich viel.


Der FB wird den Erfolg der Gleichberechtigung und eventuellen Änderungsbedarf beim Frauenförderplan in Form eine Berichtes würdigen und bis spätestens März 2005 einen aktualisierten Frauenförderplan vorlegen.

6.
Alumni-Betreuung
Im Jahre 1997 wurde der „Verein Ehemalige Studierende des Fachbereichs Rechtswissenschaft der Johann Wolfgang Goethe-Universität“ gegründet. Er wurde in 2002 in „Alumni und Freunde des Fachbereichs Rechtswissenschaft, Johann Wolfgang Goethe-Universität“ umbenannt. Der Verein hat bislang mehr als 180 Mitglieder. Die Mitglieder bekleiden die unterschiedlichsten juristischen Berufe. Es sind u.a. Universitätsprofessorinnen und Universitätsprofessoren, Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte, Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Unternehmens- und Bankjuristen, Verwaltungsjuristen sowie Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare vertreten.

Ziel des Vereins ist die ideelle und finanzielle Förderung der Möglichkeiten des Fachbereichs Rechtswissenschaft der Johann Wolfgang Goethe-Universität auf den Gebieten Ausbildung, Wissenschaft und Forschung sowie der Verbindung von Theorie und Praxis. 

Diese Zwecke werden u.a. realisiert durch die Anschaffung von Literatur zu einzelnen Förderschwerpunkten, die Vergabe von Stipendien zum Besuch der Sommerkurse der Akademie für europäisches Recht in Florenz. Darüber hinaus finden jährlich die vom Verein organisierten Frankfurter Kontaktwochen statt. Die Studierenden haben Gelegenheit, sich in mehreren Veranstaltungen über die verschiedensten juristischen Berufsbilder zu informieren. Praktiker berichteten über die verschiedensten juristischen Tätigkeitsfelder. Der Verein veranstaltet schließlich für seine Mitglieder und andere Ehemalige ein jährliches Ehemaligentreffen. In jüngster Zeit hat der Alumni-Verein den Fachbereich mit Mitteln zur Erstellung eines Fachbereichs-Newsletter unterstützt.
Seit 1997 führt der Fachbereich zweimal jährlich Abschlussfeiern für die Absolventinnen und Absolventen des Ersten Juristischen Staatsexamens durch. Diese Veranstaltungen haben solchen Zuspruch (auch bei den Angehörigen) bekommen, dass für die Teilnahmen in der Aula der Universität Begrenzungen vorgegeben werden mussten.

Erstmals im Wintersemester 2003/04 wird es auch eine Promotionsfeier für die Doktorandinnen und Doktoranden des letzten Jahres geben. Diese wird verknüpft mit einer seit 2001 wieder aufgenommenen Tradition, der feierlichen Verleihung von „goldenen” Promotionsurkunden nach 50 Jahren seit der Promotion.


Diese Aktivitäten haben das Wissen über den Fachbereich und die positive Würdigung seiner Leistungen sehr gefördert. Der Fachbereich wird sie fortsetzen und kontinuierlich im Hinblick auf das Ziel der Verbindung mit den ehemaligen Studierenden und Nachwuchswissenschaftler(inne)n überprüfen.

7.
Qualitätsmanagement
a)
Evaluation der Lehre

Der Fachbereich hat in der Vergangenheit in Zusammenarbeit mit der Fachschaft Evaluationen der Lehre durchgeführt. Diese hingen stark von der Initiative der jeweiligen Fachschaftsvertreter ab. Der Fachbereich ist sich bewusst, dass das Fehlen einer systematischen Lehrevaluation eine Lücke darstellt, welche alsbald zu schließen ist.


Hierfür wird der Fachbereich im Laufe des Jahres 2004 die Voraussetzungen schaffen und ein auf Kontinuität angelegtes System der Lehrevaluation schaffen. Dabei sollen Erfahrungen anderer Rechtfakultäten und anderer Fachbereiche der Universität ausgewertet werden. Die zusätzliche Aufgabe bedarf einer finanziellen Perspektive.

b)
Evaluation der Forschung

Der Fachbereich hat sich der Aufgabe einer vergleichenden Evaluierung der juristischen Forschung gestellt. Eine Umschau unter bisherigen Methoden hat freilich Probleme ergeben. Die wesentlichen bisherigen Leistungen dazu bestehen in dem sog. CHE-Forschungsranking 2002, dem Förder-Ranking 2003 der DFG und den Spiegel- und Stern-Untersuchungen. Eine genauere Durchsicht der Ergebnisse dort hat ergeben, dass die Daten dort nicht unerheblich systematisch zu Lasten gerade von Frankfurt verzerrt sind. Man kann davon ausgehen, dass der Frankfurter Fachbereich durch seine Betonung der Grundlagen und der Internationalität und Interdisziplinarität des Rechts besonders geprägt ist. Dies schlägt sich nieder in einem einzigartigen Studienplan, der immer noch in den ersten beiden Semestern fünf Stunden Grundlagen verlangt und eine Einlösung mit Klausur und Hausarbeit. Es schlägt sich auch nieder in dem umfassenden Wahlfachangebot dazu. Diese Möglichkeiten werden natürlich von Forschung getragen, d.h. von entsprechenden Publikationen und Reputationen. Für den Bereich der Publikationen liegt lediglich die vergleichende Analyse von CHE vor. Sie beruht laut den Detailaussagen auf einer Auswertung der Juris-Online-Aufsätze und der Datei Kuselit in der Auflage von Februar 2001. Danach liegt Frankfurt nach der Zahl der Publikationen auf 14.Stelle unter 40 Fakultäten. Dabei ist jedoch nicht beachtet, dass in Juris-Online-Aufsätzen fast ausschließlich positiv-rechtliche Veröffentlichungen mehr praktischer Natur gewürdigt sind, so dass sogar eine Reihe grundlegender Zivilrechts-Veröffentlichungen fehlen. Über Kuselit werden auch Veröffentlichungen in einigen Grundlagenbereichen wie Rechtphilosophie und Rechtsgeschichte erfasst, aber nur solche in deutschen Periodika. Die breite Internationalität beider Fächer, die durchgehend zu Veröffentlichungen in fremdsprachigen Sammelbänden und Zeitschriften geführt hat und führt, bleibt dabei unberücksichtigt. Dadurch drückt sich das besondere Profil Frankfurts in den Daten ganz besonders wenig aus.


Für die Forschung ergab eine Auswertung der laufenden Drittmittelprojekte der Juristischen Fachbereiche bei DFG, VW und Thyssen (über die WEB-Sites), dass der Fachbereich gut dasteht. Bei der DFG laufen insgesamt juristisch fünf Graduiertenkollegs, kein SFB, keine Forschergruppe. Mit unserem Forschungskolleg und der Aussicht auf 2 Graduiertenkollegs liegen wir gut. Als Großprojekt läuft nur Osnabrück/Hamburg zum Internationalen Privatrecht. Kleiner Projekte haben wir mehrere. Bei VW läuft nur ein Hamburger Projekt über das MPI für Rechtsvergleichung und ein Frankfurter über das MPI für europäische Rechtsgeschichte. Dort bestehen bekanntlich die nötigen Ressourcen auf Referentenebene zur Vorbereitung dieser aufwendigen Unternehmen. Bei Thyssen laufen sechs Projekte, davon eines aus Frankfurt. 


Ein Vergleich abgeschlossener Dissertationen zu Frankfurt, München und Münster ergibt einen Schnitt pro Professur (29-33) von 10,2; 11,6; 10,5; 19,4 für 1998-2003. Die schlechteren Werte bei CHE (Details, S. 6) sind nicht nachvollziehbar. Bei einem Vergleich der am Fachbereich erfolgten Habilitationen in den letzten Jahren sechs Jahren liegt der Frankfurter Fachbereich mit 18 durchgeführten Habilitationsverfahren zusammen mit dem Bonner Fachbereich an der Spitze vergleichbar großer juristischer Fachbereiche in Deutschland.


Der Fachbereich hat derzeit keinen vollständigen Überblick über die überwiegend individuell geprägten Leistungen, die sehr vielfältig sind. Eine Informationssammlung muss angelegt werden und damit eine Basis für Evaluation und Evaluationskriterien. Der Aufwand ist erheblich. Auch für die Forschung wird der Fachbereich in Auseinandersetzung mit diesen vorhandenen unbefriedigenden Ansätzen ein besseres System der Information und Bewertung entwickeln.


Momentan laufen im Fachbereich mindestens 12 Drittmittelprojekte, weitere acht sind in konkreter Planung. Dazu wird auch die genauere periodische Erfassung der abgeschlossenen, offenen und geplanten Drittmittelprojekte vorangetrieben werden.


Auch sollen die im weitesten Sinne dem Wissenstransfer zuzurechnenden Aktivitäten der Forschenden im Fachbereich (z.B. Beraterfunktionen u.ä.) systematisch erfasst werden.

c)
Kombinierte Eigen- und Fremdevaluation


Die Evaluation eines ganzen Fachbereichs hängt von der Perspektive und den Kriterien ab. Ein bisher recht verlässliches Bild ergaben die Berufungserfolge und –verluste. Mit großen Anstrengungen konnte die lange Kontinuität erfolgreicher Rufabwendungen im wesentlichen gehalten werden. Die Entwicklung der Stellenabgaben und die deutliche Verkleinerung des Fachbereichs mit entsprechenden Mehrbelastungen in Lehre und Prüfungen gefährdet diese Erfolge deutlich.

Der Fachbereich wird sich - unter Einbeziehung der eigenen Evaluationsergebnisse - auch einer Außenevaluation stellen und hieran aktiv mitwirken. Möglichst als Teil von Evaluationsbünden der Universität wird er sich bemühen, insbesondere den Vergleich mit Rechtsfakultäten zu suchen, welche nach Situation (z.B. Großstadtuniversität) und Größe ähnlich sind.
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